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66 Rechtsverordnung 
betr. Anderung des deutſchen Wortlauts des mit der Republik Polen abgeſchloſſenen Abkommens 
zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung auf dem Gebiete der Wechſelſteuer. 
Vom 9. April 1938. 


8 1 15 
Im Artikel 3 des mit Rechtsverordnung vom 2. März 1938 im Geſetzblatt Nr. 16 vom 23. März 
1938 veröffentlichten Abkommens zwiſchen der Freien Stadt Danzig und der Republik Polen zur Ver⸗ 
meidung der Doppelbeſteuerung auf dem Gebiete der Wechſelſteuer iſt das Wort 
„Anrechnug“ durch das Wort „Anſatz“ 
zu erſetzen. 
§ 2 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 9. April 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


FD d Huth Dr. Wiers⸗Keiſer 
67 Zehnte Verordnung 


zur Durchführung und Ergänzung des Arbeitsordnungsgeſetzes 
(Urlaubsregelung für unſtändige Hafenarbeiter). 
Vom 23. April 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 25, 40, 53a und 72 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des ſeine Geltungsdauer verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a), ſowie auf Grund des $ 64 Abſ. 2 der Verordnung 
zur Ordnung der Arbeit vom 8. Mai 1934 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 27. November 
1935 (G. Bl. 1125) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 11 
Der Landestreuhänder der Arbeit kann durch Tarifordnung beſtimmen, daß zur Sicherung des 
Urlaubs der unſtändigen Hafenarbeiter ein Geldbetrag angeſammelt wird und daß von den ein⸗ 
zelnen Unternehmern zu dieſem Zweck in beſtimmten Zeitabſchnitten anteilige Beiträge an eine ber 
ſondere Kaſſe geleiſtet werden. 52 
Die näheren Beſtimmungen über die Einführung der neuen Urlaubsregelung, insbeſondere auch 
über die Höhe der von den Unternehmern zu leiſtenden Beiträge und die Höhe der an die Hafen⸗ 
arbeiter auszuzahlenden Urlaubsgelder werden durch die Tarifordnung des Landestreuhänders der Ar- 
beit feſtgelegt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 5. 5. 1938.) 


* 
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83 x 
Die vom Unternehmer entrichteten Beiträge gelten bei der Lohnzahlung nicht als Arbeitsent⸗ 
gelt im Sinne des Einkommenſteuergeſetzes und der Reichsverſicherungsordnung. Das Urlaubsgeld 
felbſt unterliegt den Lohnſteuer⸗ und ſozialen Verſicherungsgeſetzen. 
8 4 
Die Pfändung des Arbeits- und Dienſtlohnes erſtreckt ſich nicht auf die Anſprüche des Arbeiters 
auf Auszahlung der angeſammelten Urlaubsgelder. 
f 8 5 
Die Durchführung der Urlaubsregelung, insbeſondere die Einziehung der Beiträge, die Verwal⸗ 
tung der Kaſſe, die Auszahlung der Urlaubsgelder ſowie die Kontrolle der Urlaubsverteilung wird dem 
Landesarbeitsamt übertragen; das Landesarbeitsamt erläßt auch die zum Zwecke der techniſchen 
Durchführung notwendigen Ausführungsbeſtimmungen. 


Danzig, den 23. April 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 7. — 7. — Allgem. Greiſer Huth 


68 | Druckfehlerberichtigung. 


In der Rechtsverordnung betr. das mit der Republik Polen abgeſchloſſene Abkommen zur Vermei⸗ 
dung der Doppelbeſteuerung auf dem Gebiete der Wechſelſteuer (Wechſelſtempelabgabe) vom 2. März 
1938 (G. Bl. Nr. 16 v. 23. 3. 1938, S. 79) muß es im Artikel 5 Abſ. 2 Satz 1 4. Zeile ſtatt: „Ka⸗ 
lenderjahre“ richtig heißen: „Kalenderjahres“. 
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